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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

In der Herbstsession 2020 überwies der Ständerat stillschweigend ein Postulat seiner
Rechtskommission zur Einführung der Redlichkeitskultur im Schweizer Recht.
Darunter wird der Ansatz verstanden, dass bei einem Vorfall – typischerweise einem
Unfall oder Beinahe-Unfall in der Luftfahrt – nicht die Einzelpersonen für die Fehler
bestraft, sondern die Schwachstellen in der Organisation aufgedeckt werden sollen, die
kumulativ zum Ereignis geführt haben. Mit der Überweisung des Postulats erhielt der
Bundesrat den Auftrag, zu prüfen, wie dieses generelle Prinzip in
hochsicherheitsrelevanten Bereichen wie der Luftfahrt oder dem Gesundheitswesen
verankert werden könnte. Die Kommission hatte das Postulat eingereicht, weil sie das
Anliegen einer entsprechenden parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 19.478)
für unterstützungswürdig hielt, die mit der Initiative angestrebte Umsetzung jedoch als
problematisch erachtete. Gemäss geltender Rechtsprechung könne eine Person, die
sich mit einer Fehlermeldung selbst belaste, auf dieser Grundlage strafrechtlich
verfolgt werden, erklärte Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) den Stein des
Anstosses. Als Lösung hatte die parlamentarische Initiative vorgesehen, unter
bestimmten Umständen auf die Strafverfolgung zu verzichten. Dies liefe in der Ansicht
der Kommission aber den Interessen der Strafverfolgung, insbesondere der
Rechtsgleichheit und dem Anspruch der Opfer auf Durchsetzung des Strafrechts sowie
auf Schadenersatz, zuwider. Mit dem Postulat soll nun aufgezeigt werden, wie die
Redlichkeitskultur verankert werden könnte, ohne mit dem Strafrecht in Konflikt zu
kommen. 1

POSTULAT
DATUM: 23.09.2020
KARIN FRICK

Die Redlichkeitskultur solle im Schweizer Rechtssystem nicht als allgemeiner und
übergreifender Grundsatz verankert, sondern branchenspezifisch umgesetzt werden,
resümierte der Bundesrat in einem Bericht vom Dezember 2022. Er erfüllte damit ein
Postulat der RK-SR, das den Bundesrat beauftragt hatte zu prüfen, wie die
Redlichkeitskultur im Schweizer Recht verankert werden könnte. Die Regierung
anerkannte, dass es für die Sicherheit förderlich sei, wenn Betreiberinnen und
Betreiber von hochsicherheitsrelevanten Infrastrukturen – zum Beispiel in der
Luftfahrt, im Gesundheitswesen oder im Kernenergiebereich – aus Fehlern lernen, und
dass ihre Mitarbeitenden daher Fehler melden können sollten, ohne zwangsläufig
negative Konsequenzen wie Strafverfolgung oder Jobverlust befürchten zu müssen. Der
Gesetzgeber könnte durch die Schaffung eines Meldesystems und durch
Schutzmechanismen für Fehler meldende oder von einer Meldung betroffene Personen
zur Verwirklichung der Fehlerkultur beitragen, so die Regierung. Eine externe Studie
habe gezeigt, dass eine gesetzliche Verwirklichung der Redlichkeitskultur in den
betroffenen Kreisen begrüsst würde. Am weitesten entwickelt sei das Konzept der
Fehlerkultur bisher in der Zivilluftfahrt, während etwa im öffentlichen Verkehr oder im
Kernenergiebereich nur vereinzelt solche Bestimmungen zu finden seien. Es bestünden
in den verschiedenen Branchen aber unterschiedlich geregelte Meldesysteme und
Bedürfnisse, weshalb der Bundesrat die Verankerung als allgemeines Prinzip – etwa als
neue Ausnahme von der Strafverfolgungspflicht oder als Zugangsbeschränkung für die
Strafverfolgungsbehörden auf Informationen in staatlichen Meldesystemen – nicht als
zielführend ansah. Stattdessen könnte in sektoriellen Gesetzgebungsprojekten die
Abschaffung bestimmter Gefährdungstatbestände geprüft werden, schlug die
Regierung vor. 2

BERICHT
DATUM: 09.12.2022
KARIN FRICK

Nachdem das Postulat der RK-SR zur Redlichkeitskultur im Schweizer Recht durch die
Veröffentlichung des Berichts «Fehlerkultur: Möglichkeiten und Grenzen ihrer
rechtlichen Verankerung» im Dezember 2022 erfüllt worden war, genehmigte der
Ständerat in der Sommersession 2023 die Abschreibung des Vorstosses im Rahmen der
Kenntnisnahme des Berichts über die Motionen und Postulate der eidgenössischen
Räte im Jahr 2022. 3

POSTULAT
DATUM: 05.06.2023
KARIN FRICK

1) AB SR, 2020, S. 998 f.
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2) Bericht BR vom 9.12.22; Medienmitteilung BR vom 9.12.22
3) BBl, 2023 870, S. 34 f.
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